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Abstract 
 

Das Mindestlohn-Kompendium trägt alle wichtigen Informationen zusammen, die in 
der Mindestlohndebatte interessant sind. Zuerst werden die verschiedenen Arten von 
Mindestlöhnen dargestellt. Dann werden die Mindestlohnregelungen in Europa 
präsentiert. Neben den monatlichen Mindestlöhnen und den relativen Beträgen im 
Vergleich zum Durchschnittslohn gibt es auch eine Übersicht über die 
Mindeststundenlöhne. Anschließend werden alle gesetzlichen 
Mindestlohnregelungen in Deutschland besprochen. Die theoretische Analyse des 
Mindestlohns ergibt, dass er sich nur dann negativ auf den Arbeitsmarkt auswirkt, 
wenn er höher als der Gleichgewichtslohn ist. Empirische Analysen über den 
Mindestlohn in Deutschland ergeben, dass sich der Mindestlohn im ostdeutschen 
Bauhauptgewerbe und im gesamtdeutschen Dachdeckerhandwerk negativ auf die 
Beschäftigung ausgewirkt hat. Internationale Studien ergeben, dass in 56 Prozent 
der Studien der Mindestlohn einen negativen Effekt auf den Arbeitsmarkt hat. In nur 
9 Prozent der Studien ist eine positive Wirkung festzustellen. 

 

JEL-Klassifikation:  

J21: Labor Force and Employment 
J31: Wage Level and Structure 
J38: Public Policy  
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1. Einleitung 

Mindestlöhne haben eine lange Tradition. Der erste Mindestlohn wurde 1894 in 
Neuseeland eingeführt. Wenig später zog der australische Bundesstaat Victoria 1896 
nach. Zum ersten Mal wurde 1909 in Europa ein Mindestlohn gesetzt, Großbritannien 
war hier der Vorreiter (Human Resources and Skills Development Canada, 2012, 
Absatz 3). 

In Deutschland gibt es einen tariflichen Branchenmindestlohn seit 1996. Damals ist 
das Arbeitnehmerentsendegesetz erlassen worden. Im Zusammenspiel mit der 
Allgemeinverbindlicherklärung des Tarifvertrags im Bauhauptgewerbe darf der Lohn 
der untersten Tarifgruppe seither nicht mehr unterschritten werden. Im Jahr 2007 
einigte sich die Große Koalition aus CDU/CSU und SPD, Mindestlöhne mithilfe des 
Entsendegesetzes und der Allgemeinverbindlicherklärung für weitere Branchen 
festzulegen. Ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn existiert in Deutschland jedoch 
nicht. 

In den letzten Monaten ist die Debatte über Mindestlöhne wieder lebhafter geworden. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in einem Eckpunktepapier vorgeschlagen, 
eine Lohnuntergrenzenkommission einzusetzen, die einen allgemein verbindlichen 
Mindestlohn festsetzt (CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 2013, Ziffer 2). Die FDP hat 
auf ihrem Bundesparteitag im Mai 2013 ihren Widerstand gegen eine Ausweitung der 
tariflichen Mindestlöhne aufgegeben. Im Wahlprogramm für die Bundestagswahl im 
September 2013 befürwortet sie neuerdings, dass in allen Branchen ein tariflicher 
Mindestlohn eingeführt werden soll (FDP, 2013, 31). 

Die aktuelle Diskussion ist Anlass für das vorliegende beschäftigungspolitische 
Mindestlohn-Kompendium. Es stellt den derzeitigen Wissensstand über die 
Beschäftigungswirkungen von Mindestlöhnen dar. In Kapitel 2 werden die 
verschiedenen Arten von Mindestlöhnen dargestellt. Das dritte Kapitel widmet sich 
einem internationalen Vergleich von Mindestlöhnen. Kapitel 4 stellt die Entwicklung 
der Mindestlöhne in Deutschland vor. Anschließend wird in Kapitel 5 theoretisch die 
Wirkung von Mindestlöhnen auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit analysiert. Das 
folgende Kapitel 6 stellt die wichtigsten empirischen Studien zur 
Beschäftigungswirkung von Mindestlöhnen dar. Das abschließende siebte Kapitel 
fasst die Ergebnisse zusammen und präsentiert Schlussfolgerungen. 

 

2. Arten von Mindestlöhnen 

Es gibt drei Arten von Mindestlöhnen: nationale Mindestlöhne, die regionale Variante 
und branchenspezifische Mindestlöhne. Zusätzlich gibt es von Land zu Land 
Sonderregelungen für Jugendliche, Auszubildende, Qualifizierte, Behinderte oder 
bestimmte Berufsgruppen. Der Mindestlohn kann auch vom Familienstand oder der 
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Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängen (OECD, 1998, 33–35; Funk/Lesch, 2006, 
83; Rycx/Kampelmann, 2012, 28 f.). 
 
Zusätzlich kann man die rechtliche Grundlage von Mindestlöhnen unterscheiden. 
Hier gibt es den gesetzlichen, tarifvertraglich geregelten oder allgemeinverbindlichen 
Mindestlohn. Nationale und meist auch regionale Mindestlöhne sind gesetzlich 
geregelt. Hingegen handelt es sich bei tariflichen Mindestlöhnen um solche für 
bestimmte Branchen, Berufe oder Unternehmen, die dem Tarifvertrag unterliegen. 
Bei einem allgemeinverbindlichen Mindestlohn wird der Geltungsbereich des 
Tarifvertrags auf eine ganze Branche, alle Mitglieder eines Berufszweigs oder eine 
ganze Region ausgeweitet. Dies gilt unabhängig davon, ob die Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer organisiert sind. (Eldring/Alsos, 2012, 8) 
 

2.1 Nationale Mindestlöhne 

Ein nationaler Mindestlohn gilt landesweit und wird meist entweder von der 
Regierung oder durch Verhandlungen der Tarifparteien festgelegt. Bei einer 
Festlegung durch die Regierung können oft die Sozialpartner Vorschläge über die 
Höhe unterbreiten. In Irland können die Sozialpartner das Arbeitsgericht anrufen und 
es bitten, der Regierung einen eigenen Vorschlag zu machen. In der Türkei bestimmt 
ein Gremium aus Regierungsvertretern, Gewerkschaftsfunktionären und 
Arbeitgeberrepräsentanten den Mindestlohn (Eurostat, 2009, 5 f.). 
 
Oft gibt es Sonderbestimmungen für bestimmte Gruppen. Beispielsweise ist der 
Mindestlohn für Jugendliche in Belgien niedriger. Für Arbeitnehmer, die 16 Jahre und 
jünger sind, beträgt der Mindestlohn 70 Prozent des allgemeinen Mindestlohns. Der 
Mindestlohn steigt für jedes Lebensjahr um 6 Prozentpunkte an. So erhält ein 18-
Jähriger beispielsweise 82 Prozent. Mit 21 Jahren sind dann 100 Prozent des 
Mindestlohns erreicht. In Griechenland gibt es höhere Mindestlöhne für verheiratete 
im Vergleich zu unverheirateten Arbeitnehmern. Der Mindestlohn ist für Arbeiter und 
Angestellte ebenfalls unterschiedlich. Außerdem erhöht sich der Mindestlohn mit der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit. Nach jeweils drei Jahren Berufserfahrung steigt der 
Mindestlohn an. In Tschechien ist der Mindestlohn für Behinderte geringer. 
Arbeitnehmer, die eine volle Erwerbsunfähigkeitsrente erhalten, haben Anspruch auf 
50 Prozent des Mindestlohns. Bei einer teilweisen Erwerbsunfähigkeitsrente beträgt 
der Mindestlohn 75 Prozent. In Ungarn gibt es einen gesonderten Mindestlohn für 
qualifizierte Arbeitnehmer, die eine Ausbildung absolviert haben. In Japan gibt es 
unterschiedliche Mindestlöhne für bestimmte Berufsgruppen. Familienmitglieder, die 
in einem reinen Familienunternehmen angestellt sind, werden vom Mindestlohn 
ausgenommen. Außerdem kann auf Antrag der Mindestlohn für Arbeitnehmer, die 
nur leichte Arbeiten verrichten, geringer sein. Hausangestellte sind vom Mindestlohn 
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ausgeschlossen. In Luxemburg gilt der Mindestlohn nur für den privaten Sektor. 
Angestellte beim Staat sind davon ausgeschlossen. In den USA unterliegen nur 
Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 500.000 US-Dollar oder Unternehmen, 
die Handel zwischen den Bundesstaaten betreiben, der Mindestlohngesetzgebung. 
In Großbritannien gilt der Mindestlohn nicht für Häftlinge und Obdachlose (ILO, 
2013).  
 

2.2 Regionale Mindestlöhne 

Regionale Mindestlöhne sind weniger stark verbreitet. Bekanntestes Beispiel hierfür 
sind die USA. Hier existiert ein nationaler Mindestlohn. Bundesstaaten können 
zusätzlich einen Mindestlohn festlegen, der höher ist. In Japan gibt es keinen 
nationalen Mindestlohn. Der Rat für Mindestlöhne legt dort regionale Mindestlöhne 
fest. Auf den Philippinen werden die regionalen Mindestlöhne hingegen dezentral 
festgelegt. Dort entscheiden regionale Dreiparteienlohn- und Produktivitätsräte 
(Tripartite Wage and Productivity Boards) über die jeweilige Höhe der Mindestlöhne. 
(ILO, 2013) 
 

2.3 Branchenspezifische Mindestlöhne 

Mindestlöhne, die nach Branchen differenziert werden, sind seltener anzutreffen. 
Solche Mindestlöhne stammen meist nicht aus gesetzlichen Regeln, sondern sind 
Ergebnis von Tarifverhandlungen. Naheliegendes Beispiel für Sektor-Mindestlöhne 
ist Deutschland. Hier gelten aufgrund des Entsendegesetzes und der 
Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen in einigen Branchen Mindestlöhne 
(vergleiche Kapitel 4). Auch in Finnland, Island und Norwegen werden einzelne 
Tarifverträge allgemeinverbindlich erklärt und haben damit Mindestlohncharakter 
(Eldring/Alsos, 2012, 77). In Italien gelten Tarifverträge automatisch für alle 
Arbeitnehmer der Branche, auch wenn die Unternehmen nicht im 
Arbeitgeberverband organisiert sind (Funk/Lesch, 2006, 82). Damit ist der Tariflohn 
der untersten Lohngruppe automatisch auch der Mindestlohn der Branche. In 
Österreich ist die Tarifreichweite nahezu 100 Prozent, sodass auch dort Tarifverträge 
im Prinzip Mindestlöhne setzen (Funk/Lesch, 2006, 81). 
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3. Internationaler Vergleich von Mindestlöhnen 

3.1 Weltweiter Vergleich 

Weltweit existiert in 60 Prozent der Länder ein nationaler Mindestlohn. Ein 
branchenweiter Mindestlohn ist hingegen nur in 40 Prozent der Länder zu finden. Der 
nationale Mindestlohn ist in Afrika am beliebtesten. Hier haben 69 Prozent der 
Länder ihn eingeführt. In Lateinamerika ist der branchenweite Mindestlohn in 57 
Prozent der dortigen Länder zu finden. Er ist damit in diesem Erdteil weltweit am 
häufigsten verbreitet (Abbildung 1) (Belser, o. J., Folie 7). 
 
Abbildung 1: Anteil der Länder mit nationalen und s ektoralen Mindestlöhnen 
weltweit 

 
Quelle: Belser (o. J.) 
 

3.2 Europaweiter Vergleich 

In der Europäischen Union haben zwanzig Mitgliedstaaten einen gesetzlichen 
Mindestlohn eingeführt. Die Staaten ohne gesetzlichen Mindestlohn befinden sich 
vorwiegend in der Mittelachse (Abbildung 2). Diese sind Deutschland, Österreich, 
Italien, Dänemark, Finnland, Schweden und Zypern.  
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Abbildung 2: Mindestlöhne in Europa  

 
Stand: Januar 2013. 
Quelle: Eurostat (2013a) 
 
Die Mindestlöhne in Europa werden meistens als Monatslohn ausgedrückt. 
Ausnahmen sind Irland, Frankreich, Großbritannien und Malta. In den ersten drei 
Ländern legt der Gesetzgeber einen Mindeststundenlohn fest. In Malta wird ein 
Wochenlohn vorgegeben.  
 
Ein Vergleich von Mindestlöhnen erfolgt aufgrund der vorwiegend verbreiteten 
Monatsmindestlöhne meist auch auf Monatsbasis. Man sieht, dass diese stark 
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variieren. Sie schwanken von 157 Euro im Monat in Rumänien bis zu 1.874 Euro in 
Luxemburg. Würde in Deutschland ein Mindestlohn von 8,50 Euro eingeführt werden, 
würde das einen monatlichen Mindestlohn von 1.500 Euro bedeuten1 (Abbildung 3). 
In den USA beträgt der Mindestlohn derzeit 998 Euro (Eurostat, 2013b). 
 
Abbildung 3: Gesetzliche Mindestlöhne in den EU-Mit gliedstaaten 
in Euro pro Monat 

 
Stand: Januar 2013. 
Quelle: Eurostat (2013b) 
 
In Deutschland wird in erster Linie über einen Mindestlohn auf Stundenbasis 
diskutiert. Die SPD schlägt beispielsweise in ihrem Regierungsprogramm für die 
Wahlperiode 2013 bis 2017 einen Mindestlohn von 8,50 Euro vor (SPD, 2013, 19). 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) unterstützt diese Forderung (DGB, 2013, 
5). Aufgrund dieser Stundenlohndiskussion ist es sinnvoll, den Mindestlohnvergleich 
auf Stundenbasis durchzuführen.  
  

                                            
 
1 Unterstellt wird hierbei eine durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 40,6 Stunden (Eurofound, 2012, 
15) und 4,35 Wochen pro Monat (zur Berechnung der Zahl 4,35 vergleiche Seite 10). 
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Abbildung 4: Gesetzliche Mindestlöhne in den EU-Mit gliedstaaten 
in Euro pro Stunde 

 
Stand: Januar 20132. 
Quellen: Eurofound (2012, 15); Eurostat (2013b); Malta (2013): Schulten (2013) 
 
Bei den Ländern, die einen monatlichen Mindestlohn festsetzen, wurde der 
Mindestlohn durch die Anzahl der monatlichen Arbeitsstunden geteilt. Diese ergibt 
sich durch die durchschnittliche tatsächliche Wochenarbeitszeit multipliziert mit 4,35, 
da ein Monat im Durchschnitt 4,35 Wochen hat. Die aktuellsten Daten für die 
durchschnittliche tatsächliche Wochenarbeitszeit stammen aus dem Jahr 2011 
(Eurofound, 2012, 15). Als Grundlage der Berechnung werden die Mindestlöhne im 
Januar 2013 verwendet (Eurostat, 2013b). Dabei wird unterstellt, dass sich die 
Arbeitszeit von 2011 bis 2013 nicht oder nur unwesentlich verändert hat. Die 
Mindeststundenlöhne in Frankreich, Belgien, Irland und Großbritannien wurden aus 
Schulten (2013) entnommen. Für Malta wurde der Mindestwochenlohn durch die 
Wochenarbeitszeit geteilt (Malta, 2013). Die Ergebnisse sind in Abbildung 4 
dargestellt. Der Mindeststundenlohn schwankt von 0,88 Euro in Rumänien bis 10,60 
Euro in Luxemburg. Würde, wie von der SPD vorgeschlagen, in Deutschland ein 

                                            
 
2 Für die meisten Länder wurde der monatliche Mindestlohn 2013 durch die tatsächliche 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit und die durchschnittliche Anzahl der Wochen pro Monat im Jahr 
2011 geteilt. Dabei wird unterstellt, dass sich die Wochenarbeitszeit nicht verändert hat. Für 
Frankreich, Irland, Belgien und Großbritannien wurde der gesetzliche Mindestwochenlohn genommen  
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Mindestlohn von 8,50 Euro eingeführt, hätten nur Irland, Belgien, Frankreich und 
Luxemburg einen höheren Mindestlohn als Deutschland (Abbildung 4). 
 
Abbildung 5: Gesetzliche Mindestlöhne in den EU-Mit gliedstaaten 
in Prozent des Durchschnittslohns 

 
Stand: 2011, für Belgien und Frankreich 2010. 
Quelle: Eurostat (2013c) 
 
Schließlich wird der Mindestlohn oft in Relation zum Durchschnittslohn ermittelt. 
Hintergrund dieser Berechnung sind die nach wie vor starken 
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Ein absoluter Mindestlohn von 0,70 Euro in Bulgarien hört sich erst mal sehr niedrig 
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möglich, ob dieser auch wirklich sehr niedrig im Vergleich zum allgemeinen 
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Mindestlohns sind in Abbildung 5 dargestellt. Hier sieht das Bild anders aus als bei 
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Durchschnittslohns Griechenland, gefolgt von Slowenien (49,0 Prozent) und Malta 
(47,4 Prozent). Ein Mindestlohn von 8,50 Euro in Deutschland entspräche 53 Prozent 
des Durchschnittslohns (Heumer et al., 2013, 23). Damit würde sich Deutschland in 
der Rangfolge noch vor Griechenland platzieren und den höchsten relativen 
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Mindestlohn innerhalb der EU vorweisen. In den USA ist der relative Mindestlohn mit 
31,4 Prozent hingegen relativ gering (Eurostat, 2013c). 
 

4. Mindestlöhne in Deutschland 

4.1 Gesetzliche Grundlagen 

Eigentlich gibt es einen Mindestlohn in Deutschland schon seit über einhundert 
Jahren. § 138 BGB regelt, dass ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten 
verstößt, nichtig ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Arbeitsleistung und die 
Bezahlung in einem „auffälligen Missverhältnis“ stehen. Bei einem solchen 
sittenwidrigen Arbeitsverhältnis wird auf § 612 BGB zurückgegriffen. Als Arbeitslohn 
gilt dann die „übliche Vergütung“ als vereinbart. Ein Vorteil dieser Paragrafen ist, 
dass sie nicht nur für einzelne Branchen, sondern für alle Arbeitsverhältnisse gelten. 
Ein Nachteil ist, dass sich Gerichte schwertun, eine übliche Vergütung festzulegen. 
Gewöhnlich wird eine Sittenwidrigkeit noch ausgeschlossen, wenn der Lohn 25 bis 
30 Prozent niedriger als der übliche Lohn ist (Kaiser, 2007, 1). Zum Beispiel hat das 
Landesarbeitsgericht Bremen entschieden, dass ein Lohn von 5 Euro je Stunde als 
Auspackhilfe in Supermärkten sittenwidrig ist, da er um mehr als ein Drittel niedriger 
als der im Wirtschaftsgebiet übliche tarifvertragliche Lohn ist (Landesarbeitsgericht 
Bremen, 2008). 
 
In § 5 des Tarifvertragsgesetzes von 1949 ist die Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen geregelt. Danach kann der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
einen Tarifvertrag im Einvernehmen mit einem Ausschuss aus Gewerkschafts- und 
Arbeitgebervertreter auf Antrag einer Tarifvertragspartei als allgemeinverbindlich 
erklären. Voraussetzung dafür ist, dass die tarifgebundenen Arbeitgeber mindestens 
50 Prozent der im Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmer 
beschäftigen. Zudem muss die Allgemeinverbindlichkeit im öffentlichen Interesse 
sein. Durch die Allgemeinverbindlicherklärung gilt der Tariflohn der untersten 
Tarifgruppe als Mindestlohn für die Branche. Die Allgemeinverbindlicherklärung hat 
in Deutschland keine große Bedeutung erlangt. Von den rund 68.000 Tarifverträgen, 
die 2012 im Tarifregister des Bundesarbeitsministeriums eingetragen waren, wurden 
506 als allgemeinverbindlich erklärt. Dies sind rund 0,74 Prozent aller Tarifverträge 
(BMAS, 2013c, 3). 
 
Die Mindestlohndebatte in Deutschland ist zum ersten Mal nach der deutschen 
Wiedervereinigung so richtig in Fahrt gekommen. Hintergrund hierfür war, dass auf 
deutschen Baustellen viele Arbeiter aus südlichen EU-Staaten mit sehr niedrigen 
Löhnen beschäftigt waren. Um diesen Lohnwettbewerb zu verhindern, wurde 1996 
das Arbeitnehmerentsendegesetz erlassen. Nach dieser Vorschrift gelten auf 
deutschen Baustellen für ausländische Arbeitnehmer, die aus dem Ausland nach 
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Deutschland entsandt werden, die Arbeitsbedingungen des deutschen Tarifvertrags 
für das Bauhauptgewerbe. Durch eine zusätzliche Allgemeinverbindlicherklärung 
oder Rechtsverordnung gelten dann diese Bedingungen auch für alle deutschen 
Arbeitnehmer der Baubranche. Durch diese rechtliche Konstruktion wurde ein 
Mindestlohn im Bauhauptgewerbe geschaffen (Oschmiansky/Kühl, 2011). 
 
Im Jahr 2007 einigte sich die damalige Große Koalition aus CDU/CSU und SPD, 
weitere Branchen in das Entsendegesetz aufzunehmen. Derzeit besteht in elf 
Branchen ein Mindestlohn aufgrund des Entsendegesetzes: Bergbau-
Spezialgesellschaften, Bauhauptgewerbe, Gebäudereinigerhandwerk, 
Abfallwirtschaft, Wach- und Sicherheitsgewerbe, Berufliche Aus- und Weiterbildung, 
Elektrohandwerk, Maler- und Lackiererhandwerk, Dachdeckerhandwerk sowie 
Wäschereien (Objektkundengeschäft). Für die Pflegebranche wurde ein Sonderweg 
gewählt. Nach Abschnitt 4 des Arbeitnehmerentsendegesetzes kann eine 
Kommission aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter einen Mindestlohn 
vorschlagen, der dann vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) durch 
Rechtsverordnung für alle Pflegekräfte verbindlich erklärt wird. Für die 
Zeitarbeitsbranche wird der Mindestlohn auf Grundlage des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes festgelegt (Tabelle 1).  
 
Die vorerst letzte Branche, für die ein branchenspezifischer Mindestlohn vereinbart 
wurde, ist das Friseurhandwerk. Der flächendeckende Mindestlohn wird von August 
2013 an eingeführt. Er wird auf 6,50 Euro in Ostdeutschland und auf 7,50 Euro in 
Westdeutschland festgesetzt. Der Mindestlohn soll bis August 2015 auf 8,50 Euro 
steigen. Es ist geplant, dass der Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklärt wird 
(Handelsblatt, 2013).  
 
Die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen birgt zwei Probleme. Zum 
einen muss in der Branche ein Tarifvertrag vorhanden sein. Zum anderen müssen 
mehr als 50 Prozent der Beschäftigten diesem Tarifvertrag unterliegen. Das ist oft 
nicht der Fall. Um diese Probleme zu überwinden, hat die Bundesregierung im Jahr 
2009 das Gesetz über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen aus dem 
Jahr 1952 überarbeitet. Falls es zur Befriedigung der notwendigen wirtschaftlichen 
und sozialen Bedürfnisse der Arbeitnehmer erforderlich erscheint, kann laut § 1 und 
§ 3 des Gesetzes ein Hauptausschuss darüber entscheiden, ob ein Mindestlohn 
erlassen wird. Der Hauptausschuss besteht aus dem Bundesminister für Arbeit und 
Soziales sowie jeweils fünf Gewerkschafts- und Arbeitgebervertretern. Die 
Bundesregierung, die Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sowie die Landesregierungen können dem Hauptausschuss vorschlagen, welche 
Wirtschaftszweige aufgenommen werden sollen. Soll ein Mindestlohn erlassen 
werden, wird für die Branche ein Fachausschuss gebildet, der dann einen 
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Mindestlohn vorschlägt. Die Bundesregierung erlässt daraufhin eine 
Rechtsverordnung. Damit gilt der Mindestlohn für alle Arbeitnehmer des Sektors. 
Aufgrund des Mindestarbeitsbedingungsgesetzes ist jedoch seit der Reform noch 
kein Mindestlohn erlassen worden (Eldring/Alsos, 2012, 65). Der Hauptgrund dafür 
ist wohl die einschränkende Regelung, dass wirtschaftliche und soziale Bedürfnisse 
der Arbeitnehmer dies notwendig machen. 
 
Tabelle 1: Mindestlöhne in Deutschland 2013  
Branche Betroffene Beschäftigte Stundenlöhne in Euro 

Abfallwirtschaft  175.000 8,68 

Bauhauptgewerbe 549.900 10,25 bis 13,70 

Berufliche Aus- und 
Weiterbildung 30.000 11,25 bis 12,60 

Dachdeckerhandwerk 71.600 11,20 

Elektrohandwerk 295.700 8,85 bis 9,90 

Gebäudereinigerhandwerk 700.000 7,56 bis 11,33 

Gerüstbauer 20.000 10,00 

Maler- und 
Lackiererhandwerk 113.800 9,90 bis 12,00 

Pflegedienste 800.000 7,75 bis 8,75 

Wach- und 
Sicherheitsgewerbe 170.000 7,50 bis 8,90 

Wäschereien 
(Objektkundengeschäft) 35.000 7,00 bis 8,00 

Zeitarbeit 908.000 7,50 bis 8,19 

Stand: Juli 2013. 
Quelle: BMAS (2013b) 
 

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz wurde 2011 geändert. Damit wurde für die 
Zeitarbeitsbranche ein Mindestlohn eingeführt. Der Mindestlohn wird vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf Basis eines Vorschlags der 
Tarifparteien erlassen. Dabei sollen die bestehenden Tarifverträge in der 
Arbeitnehmerüberlassung berücksichtigt werden (§ 3 Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz). Derzeit beträgt der Mindestlohn 7,50 Euro in Ostdeutschland und 8,19 Euro 
in Westdeutschland (BMAS, 2013b).  
 
Die letzte Entwicklung bei der Festlegung von Mindestlöhnen ist die Verabschiedung 
von Landesmindestlohngesetzen. Zum 1. September 2012 hat das Land Bremen das 
Gesetz zur Durchsetzung eines Mindestlohns verabschiedet. Seitdem muss allen 
Arbeitnehmern, die in Bremen bei einem privaten oder öffentlichen Arbeitgeber 
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beschäftigt sind, ein Stundenlohn von 8,50 Euro gezahlt werden. Hamburg hat 
ebenfalls ein Mindestlohngesetz beschlossen (Hamburgisches Mindestlohngesetz), 
der Stundenlohn liegt auch bei 8,50 Euro. Das Gesetz gilt allerdings nur für 
Arbeitnehmer der Hansestadt, für öffentliche Unternehmen und für Auftragnehmer, 
die im Rahmen eines Vergabeverfahrens einen Auftrag der Hansestadt erhalten. Das 
Gesetz trat zum 10. Juni 2013 in Kraft. 
 
Schließlich gibt es in den meisten Bundesländern Regeln, dass Unternehmen, die 
öffentliche Aufträge durchführen, einen Mindestlohn zahlen müssen. Das ist meist im 
Vergabegesetz geregelt und bezieht sich oft auf alle im Arbeitnehmerentsendegesetz 
aufgenommenen Branchen (Lesch/Petters, 2012, 3). 
 
Wie man sieht, beruhen die bisher verabschiedeten Mindestlöhne auf 
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen. Sie schwanken von Branche zu Branche. Der 
Mindestlohn ist in Ostdeutschland meist niedriger als in Westdeutschland und 
schwankt zwischen 7,00 und 12,81 Euro (Tabelle 1). 
 

4.2 Zukünftige Entwicklung der Gesetzgebung 

In Deutschland gibt es keinen einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn (Kapitel 3). 
Allerdings wird schon längere Zeit diskutiert, ob denn ein solcher eingeführt werden 
soll. Im Jahr 2006 erhob der Deutsche Gewerkschaftsbund zum ersten Mal die 
Forderung nach einem nationalen gesetzlichen Mindestlohn in Deutschland. 
Ursprünglich wurde ein Mindestlohn von 7,50 Euro genannt. Seit 2010 wurde eine 
Erhöhung auf 8,50 Euro vorgeschlagen (Eldring/Alsos, 2012). Die SPD befürwortet 
einen Mindestlohn in gleicher Höhe (SPD, 2013, 19). Die Grünen unterstützen einen 
nationalen Mindestlohn von mindestens 8,50 Euro. Die genaue Höhe soll von einer 
Mindestlohnkommission festgelegt werden, die aus Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebervertreter sowie Experten aus der Wissenschaft zusammengesetzt ist 
(Bündnis 90/Die Grünen, 2013, 90). Die Partei Die Linke ist noch großzügiger und 
schlägt einen Mindestlohn von 10 Euro vor, der bis 2017 auf 12 Euro steigen soll 
(Die Linke, 2013, 12). 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion tritt neuerdings für eine bundesweite 
Lohnuntergrenze ein, die allerdings von Branche zu Branche unterschiedlich sein 
soll. Es soll hierfür eine ständige Lohnuntergrenzenkommission der Tarifpartner 
gegründet werden. Die Kommission ist paritätisch besetzt und wird von der 
Bundesregierung berufen. Sie macht Vorschläge zu Lohnuntergrenzen und kann 
diese nach Regionen, Branchen oder Arbeitnehmergruppen differenzieren. Die 
Lohnuntergrenze gilt nur dort, wo der Arbeitnehmer keinem Tarifvertrag unterliegt. 
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Der Vorschlag der Kommission wird durch eine Verordnung der Bundesregierung 
umgesetzt (CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 2013). 
 
Die FDP lehnt einen allgemeinen, flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn strikt 
ab. Sie ist der Ansicht, dass die bestehenden Regelungen zum Mindestlohn 
überarbeitet und aufeinander abgestimmt werden müssen. Das ist ein 
nachvollziehbares Anliegen angesichts des Flickenteppichs an verschiedenen 
Regeln, die in den letzten Jahren entstanden sind. Laut FDP sind Mindestlöhne für 
alle Branchen möglich. Besteht in einer Branche ein repräsentativer Tarifvertrag, so 
soll eine Allgemeinverbindlicherklärung auf Grundlage des 
Arbeitnehmerentsendegesetzes möglich sein. Existiert kein Tarifvertrag oder ist die 
Tarifreichweite gering, soll das Mindestarbeitsbedingungsgesetz praktikabler 
gestaltet werden. Wenn der unbestimmte Rechtsbegriff der sozialen Verwerfung 
wegfallen würde, könnten Mindestlöhne auf Basis dieses Gesetzes einfacher 
beschlossen werden (FDP, 2013, 27).  
 

5. Theoretische Analyse von Mindestlöhnen 

Je nachdem, welche Annahmen an die Akteure im Arbeitsmarkt – Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber – gemacht werden, gelangt man zu unterschiedlichen Ergebnissen, wie 
die Einführung eines Mindestlohns auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit wirkt. In 
den Abschnitten 5.1 bis 5.3 wird davon ausgegangen, dass es sich um einen 
vollkommenen Wettbewerb handelt. In Kapitel 5.4 werden weitere Modelle 
dargestellt, die von einer einseitigen Marktmacht der Arbeitgeber oder einem 
bilateralen Monopol ausgehen. 
 

5.1 Arbeitsmarkt ohne Mindestlohn 

Um die Wirkung eines Mindestlohns auf Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 
Lohnhöhe bei einem vollkommenen Wettbewerb zu analysieren, wird am besten ein 
Schaubild des Arbeitsmarktes verwendet. 
 
Auf der x-Achse sieht man die Arbeitsmenge in Stunden und auf der y-Achse den 
Lohnsatz in Euro je Stunde. Die Arbeitsangebotsfunktion AA der Arbeitnehmer hat 
eine positive Steigung. Je höher der Lohn ist, desto attraktiver ist es, auf Freizeit zu 
verzichten und länger zu arbeiten. Die Arbeitsnachfrage AN der Unternehmen ist 
hingegen negativ geneigt. Wenn Arbeit teurer wird, substituieren die Unternehmen 
Arbeit durch Kapital und beschäftigen weniger Arbeitnehmer. Der Arbeitsmarkt ist 
dann im Gleichgewicht, wenn die Arbeitsnachfrage genau gleich hoch wie das 
Arbeitsangebot ist. Das ist grafisch im Schnittpunkt von Arbeitsangebots- und  
-nachfragefunktion der Fall. Im freien Markt ohne Mindestlohn entsteht der 
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Gleichgewichtslohn l* und die gleichgewichtige Arbeitsmenge A*. Die klassische 
Arbeitslosigkeit ist gleich null3 (Abbildung 6). 
 

Abbildung 6: Arbeitsmarkt ohne Mindestlohn 

 
Quelle: Taylor/Weerapana (2011, 355) 
 

5.2 Mindestlohn, der höher als der Gleichgewichtslo hn ist 

Bei der Analyse, wie ein Mindestlohn auf den Arbeitsmarkt wirkt, sind zwei Fälle zu 
unterscheiden: Der Mindestlohn ist größer oder kleiner als der Gleichgewichtslohn. 
Im ersten Fall sinkt durch den höheren Mindestlohn die Arbeitsnachfrage AN der 
Unternehmen, da der Arbeitseinsatz teurer wird. Gleichzeitig steigt das 
Arbeitsangebot AA, da es attraktiver ist zu arbeiten. Der Arbeitsmarkt ist durch den 
Eingriff im Ungleichgewicht. Die Arbeitsmenge sinkt, da die Unternehmen 
bestimmen, wie viel Arbeit eingesetzt wird. Es kommt zu Arbeitslosigkeit in Höhe von 
AN – AA. Der Lohnsatz der Arbeitnehmer steigt. Allerdings verlieren auch einige 
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz und erhalten fortan das niedrigere Arbeitslosengeld 
(Abbildung 7). 
 
  

                                            
 
3
 Es existiert jedoch immer natürliche Arbeitslosigkeit beispielsweise in Form von Sucharbeitslosigkeit. 

Gleichgewichts-
beschäftigung A*

Arbeitsmenge A

Lohnsatz l
Arbeitsangebot A A

Arbeitsnachfrage A N

Gleich-
gewichts-
lohn l*
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Abbildung 7: Arbeitsmarkt mit Mindestlohn, der höhe r als der 
Gleichgewichtslohn ist 

 
Quelle: Taylor/Weerapana (2011, 375) 
 

5.3 Mindestlohn, der niedriger als der Gleichgewich tslohn ist 

Im zweiten Fall ist der festgesetzte Mindestlohn kleiner als der Gleichgewichtslohn. 
Hier hat der Mindestlohn keinen Einfluss auf die Beschäftigung. Am Arbeitsmarkt 
setzt sich der Gleichgewichtslohn l* durch. Falls Arbeitgeber zum Mindestlohn Arbeit 
nachfragen, ist die Arbeitsnachfrage AN größer als das Arbeitsangebot AA. Die 
Unternehmen finden zu wenige Arbeitskräfte und müssen ihren Lohn erhöhen, um 
genügend Arbeitnehmer einzustellen. Marktkräfte treiben den Lohn in die Höhe bis 
der Gleichgewichtslohn l* erreicht ist. Der Arbeitsmarkt ist im Gleichgewicht. 
Klassische Arbeitslosigkeit existiert nicht (Abbildung 8). 
 
Abbildung 8: Arbeitsmarkt mit Mindestlohn, der nied riger als der 
Gleichgewichtslohn ist  

 
Quelle: Taylor/Weerapana (2011, 375) 
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass für die theoretische Analyse entscheidend 
ist, ob der Mindestlohn höher oder niedriger als der Gleichgewichtslohn ist. Nur bei 
einem zu hohen Mindestlohn kommt es zu Arbeitslosigkeit. 
 

5.4 Weitere theoretische Arbeitsmarktmodelle 

Wird ein Monopson auf dem Arbeitsmarkt unterstellt, verändern sich die Ergebnisse. 
Bei einem Unternehmermonopson UM ist der Arbeitgeber der einzige Nachfrager 
von Arbeit (Monopsonist). Er sieht sich vielen Arbeitsanbietern gegenüber und wird 
die Kombination aus Lohn und Beschäftigung wählen, die seinen Gewinn maximiert 
(Abbildung 9) 
 
Abbildung 9: Arbeitsmarkt mit Monopson

 

Quelle: Ragacs (2002, 71) 
 
Beim Monopson fallen Arbeitsangebot und Grenzlohnkosten auseinander. Beim 
vollkommenen Wettbewerb bleibt der Lohn gleich, wenn ein Unternehmen einen 
zusätzlichen Arbeitnehmer einstellt. Der zusätzliche Lohn (Grenzlohn) entspricht dem 
bestehenden Lohn. Bei einem Monopsonist ändert sich das. Er kann nur einen 
zusätzlichen Arbeitnehmer einstellen, wenn er diesem und allen anderen 
Arbeitnehmern einen höheren Lohn zahlt. Damit besteht der Grenzlohn nicht nur aus 
dem zusätzlichen Lohn des neuen Arbeitnehmers, sondern auch aus der 
Lohnerhöhung an alle bisherigen Arbeitnehmer. Folglich liegt die Grenzlohnkurve 
auch oberhalb der Arbeitsangebotskurve.  

Lohnsatz l

Arbeitsmenge A
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Ohne Mindestlohn maximiert der Arbeitgeber den Gewinn im Schnittpunkt von 
Grenzlohnkosten und Wertgrenzprodukt der Arbeit. Er wählt die Arbeitsmenge AN. 
Die Arbeitnehmer sind zum Lohnsatz lUM bereit, die nachgefragte Arbeitsmenge auch 
anzubieten. Wird nun ein Mindestlohn festgesetzt, der über dem Monopsonlohn lUM 
liegt, erhöht sich das Arbeitsangebot. Die Arbeitgeber fragen auch mehr Arbeit nach, 
sodass sich ein neues Gleichgewicht mit einem höheren Lohn und einer 
gewachsenen Beschäftigung ergibt.  
 
Abbildung 10: Arbeitsmarkt mit bilateralem Monopol  

 
Quelle: Hirschey (2003, 379) 
 
Es kann auch ein bilaterales Monopol eines Arbeitgebers auf der einen Seite und 
einer Gewerkschaft auf der anderen Seite unterstellt werden (Abbildung 10). Der 
Arbeitgeber als Monopsonist bevorzugt die Beschäftigung AUM und den Lohn lUM im 
Punkt A. Für die Monopolgewerkschaft ist Punkt B optimal. Auch hier sind die 
Arbeitsnachfrage und der Grenzlohnertrag unterschiedlich. Der 
Gewerkschaftsmonopolist weiß, dass die Unternehmen nur einen zusätzlichen 
Arbeitnehmer einstellen, wenn der Lohn sinkt. Folglich entspricht der Grenzlohn 
eines zusätzlichen Arbeitnehmers nicht seinem Lohn. Er und alle bisher 
beschäftigten Arbeitnehmer erhalten einen geringeren Lohn, sodass die 
Grenzlohnertragskurve unterhalb der Arbeitsnachfragekurve liegt. Für eine 
Monopolgewerkschaft ist es optimal, eine Arbeitsmenge AGM im Schnittpunkt von 
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Arbeitsangebotskurve und Grenzlohnertragskurve zu vereinbaren. Die Arbeitgeber 
sind bereit, beim Lohnsatz lGM diese Arbeitsmenge nachzufragen 
 
Es kommt zu einer Verhandlungslösung zwischen beiden Parteien. Der Arbeitgeber 
strebt Punkt A an, die Gewerkschaft Punkt B. Dabei sind Lohn-Beschäftigungs-
Kombinationen wahrscheinlich, die weder auf der Nachfragekurve der Unternehmen 
noch auf der Angebotskurve der Gewerkschaften liegen. Je nach Marktmacht liegt 
die Verhandlungslösung näher an Punkt A (bei einem starken Arbeitgeber) oder 
näher an Punkt B (im Fall einer gut organisierten Gewerkschaft). Je nach Einfluss 
der Verhandlungsparteien ist es denkbar, dass ein höherer Lohn mit einer höheren 
Beschäftigung einhergeht. Die Einführung eines Mindestlohns schränkt die Anzahl 
der möglichen Verhandlungslösungen ein und begünstigt ein Ergebnis, das näher an 
B liegt. 
 
Welches der dargestellten theoretischen Modelle am besten der Realität entspricht, 
hängt von den Rahmenbedingungen ab. Existiert keine oder nur eine schwache 
Gewerkschaft und gibt es viele Unternehmen, so trifft am ehesten der Fall der 
vollständigen Konkurrenz zu. Gibt es hingegen einen dominanten Arbeitgeber und ist 
die Gewerkschaft schlecht organisiert, dürfte das Monopsonmodell relevant sein. 
Dieser Fall ist jedoch eher unrealistisch, da zusätzlich zu einem dominanten 
Arbeitgeber noch hinzukommen muss, dass es hohe Marktzutrittsbarrieren gibt und 
die Arbeitnehmer relativ immobil sind und nicht in andere Regionen abwandern 
(Franz et al., 2008, 9). Verhandelt ein Arbeitgeber mit einer starken Gewerkschaft, 
wie es zum Beispiel bei vielen Haustarifverträgen der Fall ist, beschreibt am besten 
das bilaterale Monopol die Situation. 
 

6. Empirische Studien über Mindestlöhne 

6.1 Statistische Grundlagen 

Mittlerweile hat sich bei der Analyse der Auswirkungen eines Mindestlohns auf Lohn 
und Beschäftigung der Differenz-von-Differenzen-Ansatz durchgesetzt. Der Ansatz 
stammt aus der medizinischen Experimentalforschung. In den 
Wirtschaftswissenschaften spricht man von einem quasi-natürlichen Experiment. Es 
wird eine Behandlungsgruppe (Treatment-Gruppe) und eine Kontrollgruppe (Control 
Group) unterschieden. Ursprünglich bekommt die Behandlungsgruppe eine Medizin 
verabreicht. Im Mindestlohn-Fall wird bei diesen Arbeitnehmern der Mindestlohn 
eingeführt oder erhöht. Die Kontrollgruppe bekommt in der medizinischen Studie ein 
Placebo verabreicht. In der Mindestlohnstudie reicht es aus, dass die Kontrollgruppe 
keinem Mindestlohn unterliegt oder einen Lohn erhält, der oberhalb des 
Mindestlohns liegt. Wesentlich für die Zuverlässigkeit der Studie ist, dass die 
Kontrollgruppe gut gewählt ist. Sie muss mit der Mindestlohngruppe vergleichbar 
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sein. Ideal ist, dass sie sich im Vergleich zur Behandlungsgruppe in nur einem 
Merkmal unterscheidet: Der Mindestlohn ist für die Behandlungsgruppe relevant und 
für die Kontrollgruppe nicht relevant.  
 
Man sollte meinen, dass die Kontrollgruppe im gleichen Sektor wie die 
Behandlungsgruppe beschäftigt sein und ähnliche demografische sowie 
Qualifikationsmerkmale aufweisen sollte. Dann ist gewährleistet, dass beide 
Beschäftigungsgruppen ähnlich sind und im gleichen wirtschaftlichen Umfeld 
arbeiten, beispielsweise in einem wachsenden oder schrumpfenden Sektor. Aber es 
gibt auch Argumente, die Kontrollgruppe aus einem anderen Sektor zu nehmen. Wird 
der Mindestlohn in einer Branche verändert, sind nicht nur die Beschäftigten der 
Behandlungsgruppe betroffen. Es kommt auch zu Auswirkungen auf die 
Beschäftigten der Kontrollgruppe. Es kann zu Substitutionseffekten zwischen den 
Mindestlohn- und den Nichtmindestlohnbeziehern kommen. Oder wenn der 
Mindestlohn erhöht wird, werden Unternehmen die Löhne oberhalb des Mindestlohns 
auch nach oben anpassen, um den Lohnabstand zu wahren (Möller, 2012, 190 ff.). In 
beiden Fällen sind die Behandlungsgruppe und die Kontrollgruppe nicht mehr 
voneinander unabhängig. In diesem Fall sollte die Kontrollgruppe aus einer anderen 
Branche stammen. 
 
Ob die Kontrollgruppe geeignet ist, sollte durch ein sogenanntes Placebo-Experiment 
ermittelt werden. Hierbei müssen genügend Daten vor Einführung des Mindestlohns 
vorliegen. Das Placebo-Experiment besteht darin, dass in einem Jahr, in dem der 
Mindestlohn noch nicht eingeführt wurde, unterstellt wird, dass der Mindestlohn 
schon eingeführt worden ist. Ist die Kontrollgruppe richtig gewählt, ergibt sich kein 
statistisch signifikanter Behandlungseffekt. Das Placebo-Experiment ist nicht 
signifikant. Ergibt sich dann empirisch ein signifikanter Behandlungseffekt, 
beispielsweise signifikant unterschiedliche Beschäftigungswahrscheinlichkeiten in 
der Behandlungs- und in der Kontrollgruppe, ist das Placebo-Experiment signifikant. 
In diesem Fall gibt es zwei Interpretationsmöglichkeiten: Entweder wird die 
Einführung des Mindestlohns schon antizipiert. Oder die gewählte Kontrollgruppe ist 
im Vergleich zur Behandlungsgruppe zu unterschiedlich und sollte deswegen nicht 
als Kontrollgruppe verwendet werden. (Lechner, 2011, 44 f.). Die statistische Analyse 
ist in diesem Fall gescheitert, da die Ergebnisse, auch wenn sie signifikant sind, 
keine Rückschlüsse darauf zulassen, wie sich ein Mindestlohn auf die Beschäftigung 
auswirkt. 
 
Statistisch gesehen wird der Differenz-von-Differenzen-Ansatz durch 
mikroökonometrische Methoden durchgeführt. Die abhängige Variable der 
empirischen Untersuchungen ist meist die Wahrscheinlichkeit, innerhalb eines 
definierten Zeitraums arbeitslos zu werden. Manchmal dient als abhängige Variable 
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auch das Beschäftigungswachstum (Möller, 2012, 192 f.). Die wichtigste 
unabhängige Variable ist die Behandlungsvariable. Bei dieser handelt es sich im 
einfachsten Fall um eine Dummy-Variable, die den Wert 1 annimmt, wenn der 
Arbeitnehmer dem Mindestlohn unterliegt, und den Wert 0 aufweist, wenn der 
Arbeitnehmer nicht mindestlohngebunden ist. Hinzu kommen Kontrollvariablen wie 
die regionale Arbeitslosigkeit, Unternehmensgröße oder Qualifikation des 
Arbeitnehmers. 
 
Dube et al. (2010) wählen einen anderen Ansatz. Sie überprüfen für das US-
amerikanische Gaststättengewerbe, wie sich der Mindestlohn auf die Beschäftigung 
auswirkt. Aufgrund des gewählten Schätzansatzes werden nur Bezirke miteinander 
verglichen, die räumlich aneinander angrenzen. Dies hat den positiven Effekt, dass 
diese Bezirke einander relativ ähnlich sind. Der wesentliche Unterschied ist nur, dass 
einige Bezirke einen Mindestlohn aufweisen und andere nicht. Das ist besser als die 
bis dahin üblichen nationalen Studien, da dort die verschiedenen 
Beschäftigungsgruppen unterschiedlicher sind. 
 

6.2 Studien über Branchenmindestlöhne in Deutschlan d 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat im Jahr 2010 ein Projekt 
gestartet, bei dem Wissenschaftler von deutschen Wirtschaftsforschungsinstituten 
acht Branchen, für die ein Mindestlohn bestand, empirisch untersuchen. Es handelt 
sich hierbei um die Abfallwirtschaft, das Dachdeckerhandwerk, Bauhauptgewerbe, 
Gebäudereiniger-Handwerk, Elektrohandwerk, Maler- und Lackiererhandwerk, den 
Pflegesektor sowie um Wäschereidienstleistungen im Objektgeschäft. Die 
Ergebnisse liegen mittlerweile vor. Die meisten Studien sind methodisch auf einem 
sehr hohen Niveau. Die Studien sind mittlerweile durch das Bundesministerium 
veröffentlicht (BMAS, 2013a). Die Autoren haben die Ergebnisse in der 
Dezemberausgabe 2012 des Journal of Labour Market Research zusammengefasst. 
Bosch und Weinkopf haben eine leichter lesbare Zusammenfassung der Studien 
geschrieben (2012). Die Augustausgabe 2013 des German Economic Review enthält 
ebenfalls einige Artikel über die deutschen Branchenstudien zum Mindestlohn. Die 
vorliegenden Studien sind derzeit die aktuellsten und besten, die für den deutschen 
Markt vorliegen. 
 
Abfallwirtschaft 
In der Studie über die Abfallwirtschaftsbranche wird der Differenzen-von-Differenzen-
Ansatz verwendet. Als Kontrollgruppe dient entweder der Garten- und 
Landschaftsbau oder Arbeitnehmer in der Abfallwirtschaft, die nicht dem Mindestlohn 
unterliegen. Die abhängige Variable ist das Beschäftigungswachstum im Vergleich 
zum Vorjahr. Eine erste Schätzung vergleicht die Beschäftigten in der Unterbranche 
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Abfallbeseitigung mit der Kontrollgruppe Garten- und Landschaftsbau. Durch die 
Einführung des Mindestlohns ergibt sich ein prozentualer Beschäftigungsrückgang 
zwischen 0 und 1,9 Prozent. In keiner der Schätzgleichungen ist der Effekt signifikant 
(Gürtzgen et al., 2012, 317 f.). In der Schätzgleichung mit allen unabhängigen 
Variablen, die am geeignetsten ist, beträgt der Beschäftigungsrückgang 0,8 Prozent 
und ist ebenfalls nicht signifikant (Gürtzgen et al., 2012, 323, vergleiche auch Tabelle 
2) 
 
Eine zweite Schätzung bezieht sich auf die gesamte Abfallbranche und wählt als 
Kontrollgruppe Beschäftigte in der Abfallbranche, die nicht dem Mindestlohn 
unterliegen. Hier zeigt sich, dass sich die Einführung des Mindestlohns positiv auf 
das Beschäftigungswachstum auswirkt. Allerdings ist der Effekt auch hier nicht 
signifikant (Gürtzgen et al., 2012, 318). In der Schätzgleichung mit allen 
unabhängigen Variablen beträgt das Beschäftigungswachstum 0,3 Prozent 
(Gürtzgen et al., 2012, 324, vergleiche auch Tabelle 2). 
 
Es werden auch zwei signifikante Effekte ermittelt. Erstens ergibt sich durch die 
Einführung des Mindestlohns ein signifikant negativer Beschäftigungseffekt der 
Abfallsammlungsbranche im Vergleich zur Abfallbeseitigungsbranche. Dieser 
negative Mindestlohneffekt in der Abfallsammlungsbranche könnte daran liegen, 
dass Abfallsammelunternehmen sehr arbeitsintensiv produzieren. Dies wird durch 
das zweite signifikante Ergebnis erhärtet, wonach das Beschäftigungswachstum in 
Unternehmen mit Personalkostenanteil von größer als 50 Prozent im Vergleich mit 
Unternehmen mit Personalkostenanteil von weniger als 30 Prozent signifikant 
geringer ist. Der Unterschied zwischen Unternehmen mit einem Personalkostenanteil 
zwischen 30 und 50 Prozent und Unternehmen mit einem Anteil von weniger als 
30 Prozent ist nicht signifikant. Bezogen auf die gesamte Kontrollgruppe 
Abfallwirtschaft ohne Mindestlohn sind diese beiden Effekte jedoch nicht signifikant 
(Gürtzgen et al., 2012, 319). 
 
Insgesamt berichten die Autoren, dass die ermittelten Beschäftigungseffekte sehr 
klein und statistisch nicht signifikant sind. Lediglich für Unternehmen der 
Abfallsammlung und für Unternehmen mit einem Lohnanteil von mehr als 50 Prozent 
sind negative Beschäftigungswirkungen nachweisbar (Gürtzgen et al., 2012, 321). 
 
Bauhauptgewerbe 
In der Studie über das Bauhauptgewerbe wird ebenfalls der Differenzen-von-
Differenzen-Ansatz gewählt. Es werden drei unterschiedliche Schätzungen mit den 
abhängigen Variablen Beschäftigungsniveau auf Regionenebene, 
Trennungswahrscheinlichkeit auf Individualebene und Einstellungswahrscheinlichkeit 
auf Betriebsebene durchgeführt. Es werden je nach Schätzung verschiedene 
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Kontrollgruppen verwendet: vom Mindestlohn nicht betroffene Personen innerhalb 
der Baubranche, vorgelagerte Branche, nachgelagerte Branche, baunahe Branche 
und bauferne Branche. 
 
Es werden negative Wirkungen des Mindestlohns auf das Beschäftigungsniveau 
sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland festgestellt, diese sind aber nicht 
signifikant (Apel et al., 2012, 266). In Ostdeutschland sinkt das Beschäftigungsniveau 
um 6,1 Prozent, in Westdeutschland um 6,2 Prozent (Apel et al., 2012, 267, 
vergleiche auch Tabelle 2). 
 
Für die abhängige Variable individuelle Trennungswahrscheinlichkeit ergibt sich ein 
differenziertes Bild. Je nachdem, ob Ost- oder Westdeutschland betrachtet oder 
welche Kontrollbranche genommen wird, ergibt sich ein positiver oder negativer 
Effekt des Mindestlohns auf die Trennungswahrscheinlichkeit, der teilweise 
signifikant oder nicht signifikant ist (Apel et al., 2012, 266). Für Ostdeutschland 
schwankt die Trennungswahrscheinlichkeit zwischen –3,4 Prozent und 0,1 Prozent, 
für Westdeutschland ergeben sich Werte zwischen –7,9 Prozent und 0,5 Prozent 
(Apel et al., 2012, 266, vergleiche auch Tabelle 2). Die Untersuchung lässt kaum 
kurzfristige Effekte der Mindestlohneinführung auf die Trennung erkennen (Apel et 
al., 2012, 267). 
 
Schließlich wird eine dritte Schätzung durchgeführt, die den Einfluss des 
Mindestlohns auf die Einstellungswahrscheinlichkeit auf Betriebsebene misst. Eine 
Einstellung ergibt sich, wenn eine Person entweder aus einem anderen Betrieb oder 
aus der Nichterwerbstätigkeit in das Bauhauptgewerbe wechselt. Hier ergibt sich für 
Ostdeutschland ein signifikant negativer Effekt von 2,7 Prozent und für 
Westdeutschland ein ebenfalls signifikant negativer Effekt von 1,4 Prozent (Apel et 
al., 2012, 268, vergleiche auch Tabelle 2). Allerdings scheitert das Placebo-
Experiment für Westdeutschland. Die Kontrollgruppe, die sich aus allen oben 
aufgeführten Kontrollbranchen zusammensetzt, hat eine signifikant andere 
Beschäftigungsentwicklung als das Baugewerbe. Insofern ist nur das Ergebnis für 
Ostdeutschland zuverlässig. Damit kann geschlossen werden, dass in den neuen 
Bundesländern die Mindestlohneinführung einen signifikant leicht dämpfenden Effekt 
auf die Einstellungswahrscheinlichkeit hatte (Apel et al., 2012, 267). 
 
Insgesamt urteilen die Autoren, dass die Einführung des Mindestlohns keine 
messbaren Auswirkungen auf das Beschäftigungsniveau erkennen. Es zeigt sich 
jedoch ein negativer Effekt der Mindestlohneinführung auf die 
Einstellungswahrscheinlichkeit in Ostdeutschland (Apel et al., 2012, 273). 
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Dachdeckerhandwerk 
Auch hier wird eine Differenzen-von-Differenzen-Schätzung eingesetzt. Die Studie 
setzt zwei Kontrollgruppen ein, Beschäftigte im Installationsgewerbe und 
Beschäftigte im Dachdeckerhandwerk, die mehr als den Mindestlohn verdienen.  
 
Die abhängige Variable ist die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit innerhalb des 
nächsten Jahres. Wenn als Kontrollgruppe die Beschäftigten in der 
Installationsbranche genommen werden, ergibt sich für Ostdeutschland, dass die 
Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit um 0,7 Prozent signifikant sinkt. Für 
Westdeutschland wird eine signifikante Zunahme um 1,5 Prozent gemessen (Aretz et 
al., 2012, 243, vergleiche auch Tabelle 2). Die Ergebnisse könnten aber 
unzuverlässig sein, da die Annahme paralleler Trends in den beiden Branchen nicht 
zutrifft (Aretz et al., 2012, 242). Deswegen wurde eine zweite Schätzung 
durchgeführt, in der als Kontrollgruppe Beschäftige in der Dachdeckerbranche ohne 
Mindestlohn genommen wurden. Hier sind die Ergebnisse eindeutig. In 
Ostdeutschland sinkt die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit signifikant um 
0,6 Prozent, in Westdeutschland um 0,3 Prozent (Aretz et al., 2012, 243, vergleiche 
auch Tabelle 2). 
 
Insgesamt gesehen kommen die Schätzungen mit beiden Kontrollgruppen zu dem 
Ergebnis, dass sich in Ostdeutschland der Mindestlohn negativ auf die 
Weiterbeschäftigungschancen auswirkt. In Westdeutschland deuten die 
unterschiedlichen Ergebnisse darauf hin, dass zugrunde liegende Annahmen 
teilweise verletzt sind. Es könnte sein, dass mindestlohnbedingt weniger qualifizierte 
durch gut qualifizierte Beschäftigte substituiert werden. Damit wäre die Annahme 
verletzt, dass Beschäftigte im Dachdeckerhandwerk ohne bindenden Mindestlohn 
weder direkt noch indirekt (durch Substitutionsbeziehungen) vom Mindestlohn 
betroffen sind. Ergebnisse für Westdeutschland können deshalb nur als bedingt 
verlässlich eingestuft werden (Aretz et al., 2012, 242). 
 
Elektrohandwerk 
Diese Studie verwendet ebenfalls den Differenzen-von-Differenzen-Ansatz. Es 
werden bis zu fünf Kontrollgruppen verwendet. Hierbei handelt es sich um 
Beschäftigte in vergleichbaren Branchen mit Mindestlohn, Beschäftigte in 
vergleichbaren Branchen ohne Mindestlohn, Beschäftigte mit einer 
Elektrohandwerksausbildung, die in anderen Branchen arbeiten, Beschäftigte in 
Elektrohandwerk mit einem etwas höheren Lohn als der Mindestlohn und 
Beschäftigte in Betrieben des Elektrohandwerks, die bereits vor Einführung des 
Mindestlohns tarifgebunden waren. Als abhängige Variable wird die 
Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit im Betrieb in den nächsten 24 Monaten 
verwendet. 
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Im Elektrohandwerk wurde der Mindestlohn erstmals 1997 eingeführt. Dann wurde er 
2003 wieder abgeschafft, um 2007 wieder eingeführt zu werden. Insofern gibt es 
zwei Behandlungszeitpunkte (1997 und 2007), die gesondert untersucht werden. 
 
Bei der Einführung des Mindestlohns 1997 erhöht sich in Ostdeutschland je nach 
Kontrollgruppe die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit zwischen 0,1 und 0,2 
Prozent. In Westdeutschland sinkt hingegen die Wahrscheinlichkeit zwischen –1,2 
Prozent und –0,7 Prozent. Alle Effekte sind nicht signifikant (Boockmann et al., 
2012a, 200, vergleiche auch Tabelle 2).  
 
Durch die Wiedereinführung des Mindestlohns 2007 sank in Ostdeutschland die 
Wiederbeschäftigungswahrscheinlichkeit je nach untersuchter Kontrollgruppe 
zwischen 3,1 Prozent und 0,0 Prozent. Wird als Kontrollgruppe Beschäftigte im 
Elektrohandwerk mit einem höheren Lohn als der Mindestlohn genommen, sinkt die 
Wahrscheinlichkeit signifikant um 3,1 Prozent. Die Wahrscheinlichkeit verändert sich 
nicht, wenn als Kontrollgruppe Beschäftigte im Elektrohandwerk genommen werden, 
die schon vor Einführung des Mindestlohns tarifgebunden waren. In 
Westdeutschland schwanken die Koeffizienten zwischen –1,4 Prozent und 
0,4 Prozent. Für die Kontrollgruppe von Beschäftigten in vergleichbaren Branchen, in 
denen auch ein Mindestlohn gilt, sinkt durch die Wiedereinführung des Mindestlohns 
die Wiederbeschäftigungswahrscheinlichkeit signifikant um 0,7 Prozent (Boockmann 
et al., 2012a, 202, vergleiche auch Tabelle 2). In Ostdeutschland weisen die 
Ergebnisse auf einen negativen Effekt auf die Weiterbeschäftigung hin. Dies könnte 
aber aufgrund einer verletzten Annahme möglich sein. Eventuell trifft die Annahme 
nicht zu, dass sich Behandlungs- und Kontrollgruppe gleich entwickeln (Boockmann 
et al., 2012a, 202). In Westdeutschland ergeben sich signifikant negative Effekte auf 
die Wiederbeschäftigungswahrscheinlichkeit. Diese sollten mit Vorsicht interpretiert 
werden, da das Placebo-Experiment signifikant war (Boockmann et al., 2012a, 202). 
Damit ist nicht gewährleistet, dass sich Behandlungs- und Kontrollgruppe 
gleichlaufend entwickeln. 
 

Zusammenfassend werden bei der Einführung des Mindestlohns 1997 in Ost- und in 
Westdeutschland keine signifikanten Effekte festgestellt (Boockmann et al., 2012a, 
200). Bei der Wiedereinführung 2007 kommt es teilweise zu negativen Effekten, die 
jedoch aufgrund statistischer Probleme mit Vorsicht interpretiert werden sollten 
(Boockmann et al., 2012a, 202 f.). 
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Gebäudereiniger 
In der Studie über die Gebäudereinigerbranche wird ebenfalls der Differenzen-von-
Differenzen-Ansatz verwendet. Es wird auf drei Kontrollgruppen zurückgegriffen: 
Reinigungskräfte in anderen Branchen, Beschäftigte in der Gastronomie und 
Wachdienste. Als abhängige Variable wird die Beschäftigungswahrscheinlichkeit 
verwendet. 
 
Die Einführung des Mindestlohns im Jahr 2007 senkt die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit zwischen 2,9 Prozent und 5,4 Prozent. Die Schätzung mit den 
Kontrollgruppen Wachdienste (–2,9 Prozent) und Gastronomie (–5,4 Prozent) sind 
signifikant. Hingegen steigt durch die Erhöhung des Mindestlohns 2008 die 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit zwischen 0,5 Prozent und 8,3 Prozent. Im 
Vergleich zu den Kontrollgruppen Reinigungskräfte anderer Branchen (8,0 Prozent) 
und Gastronomie (8,3 Prozent) ist der Anstieg signifikant (Bosch et al., 2012, 225, 
vergleiche auch Tabelle 2). Die bessere Beschäftigungswahrscheinlichkeit könnte 
auf eine Umwandlung von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Teilzeitstellen 
hindeuten (Bosch et al., 2012, 225.). Nimmt man beide Effekte zusammen, so wird 
die Beschäftigungswahrscheinlichkeit insgesamt erhöht. Die positive Wirkung der 
Erhöhung des Mindestlohns überwiegt insgesamt (Bosch et al., 2012, 227). 
 
Maler- und Lackiererhandwerk 
In einer Differenzen-von-Differenzen-Schätzung verwendet die Studie über das 
Maler- und Lackiererhandwerk die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit in den 
nächsten 12 bzw. 24 Monaten als abhängige Variable. Es werden getrennte 
Schätzungen für Gelernte und Ungelernte und für Ost- und Westdeutschland 
durchgeführt. Als Kontrollgruppe werden Beschäftigte in vergleichbaren Branchen 
ohne Mindestlohn genommen. Dabei wurden die Branchen Bauinstallation und 
sonstiges Ausbaugewerbe (Klempnerei-, Gas-, Wasser-, Heizungs- und 
Lüftungsinstallations-, Bautischlerei-, Bauschlosserei-, Parkettlegerei-, und 
Glasergewerbe) verwendet. 
 
In Ostdeutschland schwankt der Mindestlohnkoeffizient (Treatment-Effekt) zwischen 
–0,2 Prozent und 0,7 Prozent. In Westdeutschland schwankt die Wirkung des 
Mindestlohns auf die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit zwischen –0,12 
Prozent und 0,13 Prozent. Alle Koeffizienten sind signifikant (Boockmann et al., 
2012b, 343, vergleiche auch Tabelle 2). Allerdings sind die Ergebnisse mit Vorsicht 
zu interpretieren. Für Gelernte in Ostdeutschland und Ungelernte in 
Westdeutschland verlief das Placebo-Experiment negativ (Boockmann et al., 2012b, 
343). Das heißt, dass sich Behandlungs- und Kontrollgruppe signifikant 
unterschiedlich entwickelt haben und daher schlecht zu vergleichen sind. 
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Insgesamt gesehen findet die Studie weder für Gelernte noch für Ungelernte 
Hinweise auf eine Beschäftigungswirkung (Boockmann et al., 2012b, 343). Zwar sind 
einige der Effekte signifikant negativ, statistische Schätzprobleme begrenzen jedoch 
die Aussagekraft der Ergebnisse. 
 
Pflegebranche 
Die Studie über die Pflegebranche wählt einen anderen empirischen Ansatz. Da 
keine Kontrollgruppe gefunden wurde, scheidet die Differenzen-von-Differenzen-
Methode aus. Außerdem liegen keine Individualdaten vor. Stattdessen werden die 
Daten von Pflegeeinrichtungen verwendet. Die abhängige Variable ist das 
Beschäftigungswachstum. Als unabhängige Variable wird einerseits die Lohnlücke 
genommen. Das ist der Prozentsatz, um den die Lohnsumme steigen muss, wenn 
alle einen Mindestlohn erhalten, das heißt, alle Löhne, die niedriger als der 
Mindestlohn sind, werden bis zu diesem angehoben. Andererseits dient als Indikator 
für den Mindestlohn der Anteil der Mitarbeiter mit einem Lohn kleiner als der 
Mindestlohn.  
 
Für die Indikatorvariable Lohnlücke ergibt sich in Westdeutschland ein Koeffizient 
von –1,89, für Ostdeutschland beträgt der Wert 2,46. Beide Koeffizienten sind nicht 
signifikant (Harsch/Verbeek, 2012, 371, vergleiche auch Tabelle 2). Ein positiver 
Koeffizient bedeutet, dass sich Lohnlücke und Beschäftigungswachstum in die 
gleiche Richtung bewegen. Da aber eine große Lohnlücke einen niedrigen 
Mindestlohn impliziert, hat sich der Mindestlohn negativ auf das 
Beschäftigungswachstum ausgewirkt. Bei einem negativen Koeffizienten ist es 
umgekehrt. Hier wirkt sich der Mindestlohn positiv auf die Beschäftigung aus. 
 
Nimmt man den Anteil der Mitarbeiter mit einem Lohn unterhalb des Mindestlohns als 
Maß für den Mindestlohn, ergibt sich für Ostdeutschland ein Koeffizient von 0,30, für 
Westdeutschland beträgt der Wert –0,15. Auch hier sind die Effekte nicht signifikant 
(Harsch/Verbeek, 2012, 371, vergleiche auch Tabelle 2). Hier bedeutet ein positiver 
Koeffizient ebenfalls, dass der Mindestlohn das Beschäftigungswachstum senkt. 
 
Insgesamt gesehen können keine signifikanten Effekte für die finanzielle noch für die 
personelle Betroffenheit der Beschäftigten vom Mindestlohn festgestellt werden 
(Harsch/Verbeek, 2012, 371). Zudem haben die Effekte für Ost- und für 
Westdeutschland gegensätzliche Vorzeichen. Die nicht eindeutigen Effekte könnten 
am Fachkräftemangel in der Branche liegen (Harsch/Verbeek, 2012, 371). 
 
Wäschereidienstleistungen 
Die Studie fällt aus dem Rahmen, da es sich um eine qualitative 
Unternehmensbefragung über die Beschäftigungswirkung handelt. In der Umfrage 
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wird die Frage gestellt, ob die Beschäftigung des Betriebs in den letzten eineinhalb 
Jahren gesunken, in etwa konstant geblieben oder angestiegen ist. Bundesweit 
geben 20,7 Prozent der Unternehmen an, dass die Beschäftigung zugenommen hat. 
Hingegen sagen 26,1 Prozent der Betriebe, dass die Beschäftigung abgenommen 
hat (Mesaros/Weinkopf, 2012, 293, vergleiche auch Tabelle 2). Auf den ersten Blick 
könnte man daraus schließen, dass damit auch die Beschäftigung in der Branche 
abgenommen hat. Auf die 26 Prozent der Betriebe, deren Beschäftigung schrumpfte, 
entfielen nur 13 Prozent der Beschäftigten. Bei den größeren Betrieben war die 
Beschäftigung eher stabil oder nahm noch zu (Mesaros/Weinkopf, 2012, 292). 
 
Zusammenfassend lässt sich auf Basis der Befragungsergebnisse nicht sagen, ob 
Mindestlöhne das Beschäftigungswachstum in positiver oder negativer Weise 
beeinflusst haben (Mesaros/Weinkopf, 2012, 292). 
 
In der Gesamtschau  aller acht Studien kann Folgendes festgehalten werden: 

• Im Bauhauptgewerbe in Ostdeutschland ist die Einstellungswahrscheinlichkeit 
signifikant gefallen. 

• Im Dachdeckerhandwerk ist in ganz Deutschland die 
Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit signifikant gefallen. 

• Im deutschen Gebäudereinigerhandwerk ist durch Einführung des 
Mindestlohns 2007 die Beschäftigungswahrscheinlichkeit signifikant 
gesunken. Durch die Mindestlohnerhöhung 2008 ist diese Wahrscheinlichkeit 
signifikant gestiegen. Der Nettoeffekt hat die 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit erhöht. 

• In der Abfallwirtschaft sind die gemessenen Effekte uneinheitlich und nicht 
signifikant. 

• Im Elektrohandwerk sowie im Maler- und Lackiererhandwerk ist die 
Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit eher gesunken. Die Ergebnisse sind 
jedoch entweder nicht signifikant oder durch statistische Probleme aufgrund 
einer falsch gewählten Kontrollgruppe nicht zuverlässig. 

• Der Pflegesektor stellt einen Sonderfall dar, da es sich um eine 
Wachstumsbranche mit Fachkräftemangel handelt. 

• Die Studie über Wäschereidienstleistungen entspricht nicht dem 
wissenschaftlichen Standard der übrigen Studien. Eine Aussage über 
Beschäftigungswirkung des Mindestlohns ist deshalb nicht möglich. 
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Tabelle 2: Empirische Studien über Branchenmindestl öhne in Deutschland 
 

Branche Bemerkung

Weiterbeschäftigungs-

wahrscheinlichkeit

Beschäftigungs-

wahrscheinlichkeit

Einstellungs-

wahrscheinlichkeit

Trennungs-

wahrscheinlichkeit

Beschäftigungs-

wachstum Beschäftigung Beschäftigungswirkung

Abfallbeseitigung -0,8%

Gesamte Abfallwirtschaft 3,0%

Ostdeutschland -2,7%*

Westdeutschland -1,4%*
+

Ostdeutschland -3,4%* bis 0,1%
+

Westdeutschland -7,9%* bis 0,5%
+

Ostdeutschland -6,1%

Westdeutschland -6,2%

Ostdeutschland, Kontrollgruppe Installationsgewerbe -0,7%*
+

Westdeutschland,  Kontrollgruppe Installationsgewerbe 1,5%*
+

Ostdeutschland, Kontrollgruppe Dachdecker mit Mindestlohn -0,6%*

Westdeutschland,  Kontrollgruppe Dachdecker mit Mindestlohn -0,3%*

Ostdeutschland, Einführung Mindestlohn 1997 0,1% bis 0,2%

Westdeutschland, Einführung Mindestlohn 1997 -1,2% bis -0,7%

Ostdeutschland, Wiedereinf. Mindestlohn 2007 -3,1%*
+
 bis 0,0%

Westdeutschland, Wiedereinf. Mindestlohn 2007 -1,4%, -0,7%*
+
 bis 0,4%

Aufnahme in AEntG, Kontrollgruppe Reinigungskräfte -2,7%

Mindestlohnerhöhung, Kontrollgruppe Reinigungskräfte 8%*

Aufnahme in AEntG, Kontrollgruppe Gastronomie -5,4%*

Mindestlohnerhöhung, Kontrollgruppe Gastronomie 8,3%*

Aufnahme in AEntG, Kontrollgruppe Wachdienste -2,9%*

Mindestlohnerhöhung, Kontrollgruppe Wachdienste 0,5%

Ostdeutschland -0,2% bis 0,7%
+

Westdeutschland -0,12%
+
 bis 0,13%

Ostdeutschland

Unabhängige Variable Lohnlücke 2,47

Westdeutschland

Unabhängige Variable Lohnlücke -1,89

Ostdeutschland, Unabhängige Variable Anteil MA mit Lohn < 

Mindestlohn 0,30

Westdeutschland, Unabhängige Variable Anteil MA mit Lohn < 

Mindestlohn -0,15

Anteil Betriebe mit gesunkener Beschäftigung 26,1%

Anteil Betriebe mit gestiegener Beschäftigung 20,7%

Grün: Mindestlohn erhöht Beschäftigung; Rot: Mindestlohn senkt Beschäftigung * Ergebnis ist statistisch signifikant
+
 Placebo-Experiment signifikant; Ergebnis ist statistisch nicht verlässlich

Maler- und 

Lackierer-Handwerk

Pflegesektor

Wäscherei-

dienstleistungen

Abhängige Variable

Abfallwirtschaft

Bauhauptgewerbe

Dachdeckerhandwerk

Gebäudereiniger-

Handwerk

Elektrohandwerk

Unklar

Unklar

Unklar

Unklar

Beschäftigung sinkt

 in Ostdeutschland

Beschäftigung sinkt

Unklar

Beschäftigung steigt

Quellen: Apel et al. (2012); Aretz et al. (2012); Boockmann et al. (2012a); Boockmann et al. (2012b); Bosch et al. (2012); Gürtzgen et 
al. (2012); Harsch/Verbeek (2012); Mesaros/Weinkopf (2012) 
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Wie aus Tabelle 2 ersichtlich, sind die Ergebnisse nicht eindeutig. Von den dreißig 
Ergebnissen, die in der Tabelle dargestellt sind, ermitteln 14 eine negative Wirkung 
auf den Arbeitsmarkt in Form von geringerer individueller 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit, niedrigerem Beschäftigungswachstum oder 
geringerer Beschäftigung. Das sind 46,7 Prozent der Fälle. In sieben Fällen (Anteil 
23,3 Prozent) ergibt sich eine positive Wirkung auf den Arbeitsmarkt. In neun Fällen 
(30,0 Prozent) ist das Ergebnis widersprüchlich oder aufgrund von statistischen 
Problemen ist keine Aussage möglich. Beschränkt man sich nur auf die signifikanten 
Ergebnisse, kommt man zu einem ähnlichen Ergebnis. Acht der Ergebnisse sind 
signifikant. Davon ergeben drei, also 37,5 Prozent, eine geringere Beschäftigung. In 
25 Prozent der signifikanten Ergebnisse ist die Arbeitsmarktwirkung positiv. Weitere 
37,5 Prozent der Fälle sind aufgrund statistischer Kontrollgruppenprobleme nicht 
interpretierbar. 
 

6.3 Bewertung der Studien über Branchenmindestlöhne  

Die empirischen Untersuchungen zum Mindestlohn in Deutschland ergeben kein 
eindeutiges Bild. Die empirischen Ergebnisse weisen je nach Studie auf einen 
negativen, positiven oder keinen Zusammenhang zwischen Mindestlohn und 
Arbeitsmarkt hin. Es gibt also kein Schwarz-Weiß-Bild, sondern die Wirklichkeit muss 
differenzierter betrachtet werden. Beispielsweise ist die Einschätzung von Bosch und 
Weinkopf über die Ergebnisse der empirischen Studien zum Mindestlohn in 
Deutschland, dass alle Studien „zu dem übereinstimmenden Ergebnis [kamen], dass 
die Mindestlöhne keine negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung in den 
untersuchten Branchen hatten“ (2012, 59), schlichtweg falsch und irreführend. In 
46,7 Prozent der Ergebnisse kam es zu einer negativen Wirkung (Tabelle 2). 
 
Dass die Ergebnisse nicht eindeutig sind, lässt sich einfach erklären. Erstens ergibt 
die theoretische Analyse, dass sich ein Mindestlohn je nach Marktmacht auch positiv 
auf die Beschäftigung auswirken kann. Zweitens ist bei der empirischen Differenz-
von-Differenzen-Schätzung entscheidend, welche Kontrollgruppe gewählt wird. Ist es 
eine Kontrollgruppe außerhalb der zu untersuchenden Branche, besteht die Gefahr, 
dass die Beschäftigung in der Kontrollgruppen-Branche sinkt und die Beschäftigung 
in dem zu untersuchenden Sektor steigt. Empirisch würde sich dann ein positiver 
Effekt des Mindestlohns auf die Beschäftigung ergeben. Das wäre aber nur ein 
statistisches Artefakt. Kommen die Behandlungs- und die Kontrollgruppe aus der 
gleichen Branche, besteht die Gefahr, dass sich der Mindestlohn auch auf die 
Kontrollgruppe auswirken kann. Die Einführung eines Mindestlohns könnte die ganze 
Lohnstruktur nach oben verschieben. Wenn dann bei Mitarbeitern, die mehr als den 
Mindestlohn verdienen, die Beschäftigung stärker abgebaut wird als bei Mindestlohn-
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Arbeitnehmern (Lesch, 2004), ergäbe sich ebenfalls statistisch eine positive Wirkung 
des Mindestlohns auf die Beschäftigung. 
 
Ein Politiker will idealerweise wissen, ob die Einführung oder Erhöhung des 
Mindestlohns die Arbeitslosigkeit steigen lässt oder nicht. Zumindest interessiert es 
ihn, wie ein Mindestlohn die Beschäftigung beeinflusst. Streng genommen gibt keine 
der vorliegenden Studien über Branchenmindestlöhne eine Antwort darauf, wie sich 
die Arbeitslosigkeit verändert und Ergebnisse über die Beschäftigungswirkung sind 
auch selten. In den meisten Fällen wird die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit 
gemessen, in zwei Studien wird das Beschäftigungswachstum bestimmt, in zwei 
weiteren Fällen die Beschäftigung direkt gemessen. Obwohl die Methodenvielfalt der 
Studien sinnvoll und wünschenswert ist, sollten sich doch bei der anstehenden 
zweiten Evaluation der Mindestlohnbranchen alle Studien auf eine abhängige 
Variable einigen, die ausgewertet wird. Das kann entweder das 
Beschäftigungswachstum oder die Beschäftigung sein. Den Autoren der Studien ist 
freigestellt, noch weitere Analysen, zum Beispiel zur Weiterbeschäftigungs-
wahrscheinlichkeit, durchzuführen.  
 
Was bedeuten die empirischen Ergebnisse für die Bewertung von Mindestlöhnen? 
Ex ante, also vor Einführung eines Mindestlohns, ist keine eindeutige Aussage über 
die Beschäftigungswirkung möglich. Ex post gesehen ist nach Einführung des 
Mindestlohns die Wirkung festzustellen. Diese kann positiv oder negativ sein. Das ist 
natürlich für Politiker, die eine klare Prognose bevorzugen, nicht befriedigend. 
Werden die Ergebnisse der deutschen Studien zum Branchenmindestlohn zugrunde 
gelegt, lässt sich ein negativer Effekt signifikant für 25 Prozent der Branchen 
nachweisen. Auf Basis der verwertbaren statistischen Ergebnisse kommt man in 50 
Prozent der Sektoren auf eine negative Beschäftigungswirkung. 
 
Falls, wie von einigen Parteien vorgeschlagen, ein gesetzlicher Mindestlohn 
eingeführt wird, kommt noch ein weiterer Aspekt hinzu. Bei branchenspezifischen 
Mindestlöhnen haben Arbeitnehmer immer noch die Möglichkeit, in mindestlohnfreie 
Branchen auszuweichen, falls sie arbeitslos werden. Bei einem gesetzlichen 
Mindestlohn, der national gilt, ist dies nicht mehr möglich (Wissenschaftlicher Beirat 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 2012, 3). Daher ist es 
wahrscheinlicher, dass sich die Einführung des Mindestlohns negativ auf die 
Beschäftigung auswirkt. 
 

6.4 Studien über Beschäftigungswirkungen eines Mind estlohns 

Einige Autoren haben versucht, die Beschäftigungswirkung eines Mindestlohns 
mithilfe von Arbeitsnachfrageelastizitäten zu schätzen. Hintergrund ist die Tatsache, 
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dass Arbeitgeber weniger Arbeit nachfragen, wenn der Lohn steigt. Ragnitz/Thum 
(2007a; 2007b) unterstellen beispielsweise eine Nachfrageelastizität von –0,75. Das 
bedeutet, dass die Arbeitsnachfrage um 0,75 Prozent sinkt, wenn der Lohn um 1 
Prozent erhöht wird. 
 
Horschel und Lesch (2011) fassen die bisherigen Studien zur Beschäftigungswirkung 
von Mindestlöhnen zusammen (Tabelle 3). Bei einem unterstellten gesetzlichen 
Mindestlohn von 7,50 Euro schwanken die berechneten Beschäftigungswirkungen 
von einem Rückgang von 36.900 Beschäftigten (Müller, 2009) bis zu 1,2 Millionen 
weniger Beschäftigten (Bachmann et al., 2008).  
 
Tabelle 3: Beschäftigungseffekte von Mindestlöhnen  

 5,00 Euro 7,50 Euro 10,00 Euro 

Bachmann et al. (2008) –659.444 –1.189.430 –1.984.066 

Bauer et al. (2009) –523.487 –860.402 –1.525.501 

Knabe/Schöb (2008) –296.519 –842.033 Keine Angabe 

Ragnitz/Thum (2007a; 
2007b) 

Keine Angabe –1.106.477 Keine Angabe 

Müller/Steiner (2008) Keine Angabe –68.900 bis  
–253.900* 

Keine Angabe 

Müller (2009) Keine Angabe –36.900 bis  
–290.600* 

Keine Angabe 

* Outputelastizität zwischen 0 und 1. 
Quelle: Horschel/Lesch (2011) 

 

6.5 Internationale Studien über Mindestlöhne 

Die nach wie vor wichtigste internationale Studie über die Beschäftigungswirkung 
von Mindestlöhnen stammt von Neumark und Wascher (2006). Es handelt sich um 
eine Meta-Studie. Die Autoren stellen die Ergebnisse von insgesamt 99 empirischen 
Studien zusammen, die in den letzten Jahren über die Auswirkung von 
Mindestlöhnen erstellt wurden. Das Ergebnis zeigt, dass in 56 Prozent der Studien 
ein negativer Zusammenhang zwischen dem Mindestlohn und dem Arbeitsmarkt 
nachgewiesen wurde. 38 Prozent der Studien ergaben ein gemischtes Bild. Je nach 
untersuchter Stichprobe (verschiedene Altersgruppen, Qualifizierung, Geschlecht) 
ergaben sich teils negative, teils positive Wirkungen. In nur 9 Prozent der Fälle wurde 
eine eindeutig positive Wirkung des Mindestlohns auf den Arbeitsmarkt festgestellt 
(Abbildung 10). 
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Abbildung 10: Internationale Studien über die Auswi rkung des Mindestlohns 
auf den Arbeitsmarkt 
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Quellen: Neumann/Wascher (2006); eigene Zusammenstellung 

 

7. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Prinzipiell gibt es drei Arten von Mindestlöhnen: nationale, regionale und 
branchenspezifische. Weltweit haben 60 Prozent der Länder einen nationalen 
Mindestlohn eingeführt. Er ist damit wesentlich beliebter als sektorabhängige 
Mindestlöhne, die weltweit nur in 40 Prozent der Staaten gelten. 
 
In Deutschland gibt es auf Basis des Verbots sittenwidriger Geschäfte nach dem 
BGB schon seit über einhundert Jahren einen Mindestlohn. Die Entwicklung hat 
jedoch seit 2007 Fahrt aufgenommen. In diesem Jahr einigte sich die Große 
Koalition aus CDU/CSU und SPD, außer der Baubranche noch insgesamt acht 
Sektoren in das Entsendegesetz aufzunehmen und damit für diese Sektoren 
Mindestlöhne zu vereinbaren. Derzeit gelten in zwölf Branchen Mindestlöhne. 
 
Theoretisch erhöht ein Mindestlohn die Arbeitslosigkeit und senkt die Beschäftigung, 
sofern er über dem Gleichgewichtslohn liegt. Empirisch ergibt sich ein gemischtes 
Bild. In Deutschland hat sich in 46,7 Prozent der empirischen Ergebnisse zu 
Branchenmindestlöhnen eine negative Wirkung des Mindestlohns auf den 
Arbeitsmarkt ergeben. International kommen 56 Prozent der Studien zu dem 
Schluss, dass sich der Mindestlohn negativ auswirkt. 
 
Die empirischen Ergebnisse zeigen, dass es unzulänglich ist, ein Bild in den Farben 
Schwarz und Weiß zu malen. Die Aussage, dass ein Mindestlohn immer die 
Beschäftigung senkt, ist falsch. Genauso falsch ist auch die Aussage, dass die 
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Einführung eines Mindestlohns keine negative Auswirkung auf die Beschäftigung hat. 
Die untersuchten Studien über den Mindestlohn in Deutschland haben ergeben, dass 
im ostdeutschen Bauhauptgewerbe die Einstellungswahrscheinlichkeit und im 
Dachdeckerhandwerk die Weiterbeschäftigungswahrscheinlichkeit signifikant 
gesunken sind. Soll beurteilt werden, wie sich die Einführung eines Mindestlohns in 
einer Branche zukünftig auswirken wird, ist eine Wahrscheinlichkeitsaussage 
angemessen: In rund 50 Prozent der Fälle wird der Mindestlohn die Beschäftigung 
senken. Die Personen, die nach Einführung eines Mindestlohns noch Arbeit haben, 
freuen sich über einen höheren Lohn. Die Personen, die aufgrund des Mindestlohns 
arbeitslos geworden sind, stehen am Ende des Tages mit leereren Händen da. 
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